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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Verpflichtung der Mitgiiedstaaten der EWG, 
Mindestvorräte an Brennstoffen bei den Wärmekraftwerken zu halten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 103, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Durchführung einer gemeinschaftlichen Ener- 
giepolitik gehört zu den Zielen, die sidi die Ge- 
meinschaften gesetzt haben; es ist Aufgabe der 
Kommission, die hierfür erforderlichen Maßnahmen 
vorzuschlagen. 

Eine regelmäßige und ausreichende Elektrizitäts- 
versorgung ist eine Grundvoraussetzung für die 
Existenz und Fortentwicklung der modernen Gesell- 
schaft; eine etwaige Unterbrechung der Elektrizitäts- 
lieferungen würde schwere Störungen in den lebens- 
wichtigen Tätigkeiten der Gemeinschaft zur Folge 
haben. 

Eine solche Versorgung kann nur gewährleistet 
werden, wenn es möglich ist, die elektrische Energie 
im Augenblick des Bedarfs zu erzeugen. 

Die Grundvoraussetzung für eine ständige Be- 
triebsbereitschaft des Kraftwerksparks ist der Besitz 
ausreichender Mengen an Einsatzenergie. 

Bei bestimmten Primärenergiearten kann uner- 
wartet eine Versorgungskrise eintreten. Es ist daher 
unerläßlich, die erforderlichen Vorkehrungen zu 
treffen, um eine solche Verknappung zu überbrük- 
ken. 

Es ist notwendig, die Sicherheit der Versorgung 
der Kraftwerke durch Bildung und Unterhaltung 
von Mindestvorräten an Brennstoffen bei den Kraft- 
werken zu erhöhen - 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten erlassen geeignete Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, mit denen es den Elektri- 
zitätserzeugern zur Auflage gemacht wird, bei 
ihren Wärmekraftwerken ständig einen Bestand an 
Brennstoffvorräten zu halten; diese Vorräte müssen 
es jederzeit erlauben, die voraussichtlichen Strom- 
lieferungen 50 Tage lang fortzusetzen, 

Artikel 2 

1. Die Pflicht zur Vorratshaltung gilt für die Kraft- 
werke der öffentlichen Elektrizitätsversorgung 
und der Eigenerzeuger der Industrie. 

2. Die Pflicht zur Vorratshaltung gilt nicht für Kraft- 
werke, die mit abgeleiteten Gasen, Industrieab- 
fällen und anderem betrieben werden. 

3. Die Vorräte müssen am Standort des Kraftwerks 
oder an einem Ort gelagert werden, der direkt 
mit dem Kraftwerk verbunden ist. Die Inan- 
spruchnahme öffentlicher Verkehrsmittel und 
-Wege für die Verbindung zwischen Kraftwerk 
und Lagerort kann nicht berücksichtigt werden. 
Bei mit Erdgas oder Braunkohle betriebenen 
Kraftwerken können die Vorkommen, aus denen 
das Kraftwerk gespeist wird, als kraftwerks- 
eigene Vorräte betrachtet werden, sofern die 
Lieferung der Mengen, die die Fortsetzung der 
in Artikel 1 festgesetzten voraussichtlichen 
Stromlieferungen erlauben, auch bei Schwierig- 
keiten in der Brennstoffversorgung der Wärme- 
kraftwerke gewährleistet ist. 

4. Die bei jedem Wärmekraftwerk zu lagernden 
Brennstoffmengen werden von den Elektrizitäts- 
erzeugern unter Berücksichtigung der Möglich- 
keiten des Ubertragungs- und Verbundnetzes 
festgelegt. 
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Die Elektrizitätserzeuger können sich zusammen- 
schließen, um die Brennstoffvorräte zwischen 
ihren Kraftwerken zu verteilen, sofern sie eine 
Fortsetzung der in Artikel 1 festgesetzten vor- 
aussichtlichen Stromlieferungen gewährleisten 
können. 

Artikel 3 

1. Eine regelmäßige Überwachung der Vorräte ist 
nur für Kraftwerke mit einer installierten Lei- 
stung von mindestens 100 MW vorgesehen. 

2. Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission 
eine Aufstellung der Vorräte dieser Kraftwerke 
zum 1. April und 1. Oktober jedes Jahres unter 
Angabe der Vorräte, die der Fortsetzung der in 
Artikel 1 festgesetzten voraussichtlichen Elektri- 
zitätslieferungen entsprechen. Diese Mitteilung 
hat spätestens am 1. Juni und 1. Dezember eines 
jeden Jahres zu erfolgen. 

3. Um der Kommission eine Beurteilung der Ver- 
sorgungslage zu erlauben, nehmen die Mitglied- 
staaten nach Einzelheiten, die die Kommission 
festlegt, die in Absatz 2 vorgesehenen Mitteilun- 
gen in kürzester Frist oder für abgeänderte Zeit- 
räume vor. 

Artikel 4 

Treten in der Brennstoffversorgung der Wärmekraft- 
werke der Gemeinschaft Schwierigkeiten auf, so ver- 
anlaßt die Kommission auf Ersuchen eines Mitglied- 
staates oder von sich aus eine Konsultation zwi- 
schen den Mitgliedstaaten. 


Die Mitgliedstaaten sehen - außer in besonderen 
Dringlichkeitsfällen oder zur Deckung eines gerin- 
geren örtlichen Bedarfs - davon ab, vor der oben 
vorgesehenen Konsultation den Vorräten Mengen 
zu entnehmen, die ein Absinken unter den vorge- 
schriebenen Mindestbestand der Vorräte zur Folge 
hätten. 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission 
über alle Mengen, die den Vorräten entnommen 
werden, und teilen sobald wie möglich folgendes 
mit: 

— den Zeitpunkt, zu dem die Vorräte den vorge- 
schriebenen Mindestbestand unterschritten ha- 
ben; 

— die Gründe für diese Entnahmen; 

— die etwa getroffenen Maßnahmen zur Auffüllung 
der Vorräte; 

; — wenn möglich die voraussichtliche Entwicklung 
der Vorräte während des Zeitraums, in dem sie 
unterhalb des vorgeschriebenen Mindestbestands 
bleiben. 

Artikel 5 

: Die Vorräte sind sobald wie möglich nach Bekannt- 
: gäbe dieser Richtlinie und spätestens bis zum 
1. Januar 1976 gemäß den Bestimmungen dieser 
Richtlinie anzulegen. 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission 
über die zu diesem Zweck getroffenen Maßnahmen. 

Artikel 6 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
6. Februar 1974 ~ 1/4 - 680 70- E- Br 8/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 11. Januar 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Begründung 

1. Notwendigkeit einer Brennstoffvorratshaltung 
bei Wärmekraftwerken 

Eine regelmäßige und ausreichende Elektrizitätsver- 
sorgung ist eine Grundvoraussetzung für die Exi- 
stenz und Entwicklung der modernen Gesellschaft. 
Eine Unterbrechung der Elektrizitätslieferungen an 
die drei Hauptverbrauchssektoren Industrie, Ver- 
kehr und Haushalte würde schwere Störungen in 
den lebenswichtigen Bereichen hervorrufen. In 
einem solchen Fall wären neben den direkten Elek- 
trizitätsverbrauchern eine ganze Kategorie von sol- 
chen Verbrauchern betroffen, bei denen die Verwen- 
dung anderer Energieträger unmittelbar von der 
Verfügbarkeit von Elektrizität abhängt. 

Es ist daher erforderlich, die Kontinuität der Elek- 
trizitätserzeugung sicherzustellen. 

Die Versorgung mit Elektrizität kann nur gewähr- 
leistet werden, wenn es möglich ist, diese im Augen- 
blick des Bedarfs zu erzeugen, da elektrische Energie 
als solche nicht gespeichert werden kann. Eine 
grundlegende Voraussetzung für die ständige Be- 
triebsbereitschaft des vorhandenen Kraftwerkparks 
ist das Verfügen über ausreichende Mengen an Pri- 
märenergie (Wasserkraft, Erdwärme, Steinkohle, 
Braunkohle, abgeleitete Gase, Erdgas, Mineralöler- 
zeugnisse und Spaltstoffe). Für einige Kraftwerks- 
typen besteht eine ständige Möglichkeit der Ver- 
sorgung mit Primärenergie, da sie unmittelbar mit 
diesen Quellen verbunden sind; die meisten Kraft- 
werke haben diese Möglichkeit jedoch nicht und 
müssen daher Brennstoffvorräte halten. 

Soweit keine einzelstaatliche Regelung besteht, 
können diese Vorräte je nach den technischen, wirt- 
schaftlichen und im Zusammenhang mit der Versor- 
gungssicherheit stehenden Gegebenheiten sehr 
unterschiedlich sein. Im Rahmen einer Energiepolitik 
für die Gemeinschaft und im Hinblick auf die wich- 
tige Rolle, die der Elektrizitätswirtschaft bei dieser 
Politik zukommt, erscheint es notwendig, für die 
Kraftwerke der Mitgliedstaaten eine Brennstoffvor- 
ratshaltung nach gemeinsamen Kriterien einzufüh- 
ren. 

Die Mengen an Einsatzenergie müßten so gelagert 
werden, daß eine kontinuierliche Elektrizitätser- 
zeugung gewährleistet ist und die Kraftwerksbe- 
treiber unmittelbar darüber verfügen können. Das 
bedeutet, daß die Vorräte in der Regel am Standort 
des Kraftwerks zu lagern wären. Neben dem Sicher- 
heitsaspekt hätte eine solche Lagerhaltung den Vor- 
teil einer bedeutenden Entlastung der Transport- 
mittelkapazität im Falle einer Versorgungskrise; 
dies wird deutlich, wenn man in Betracht zieht, daß 
beispielsweise 1972 in der erweiterten Gemeinschaft 
35,3 V. H.^) des Gesamtverbrauchs an schwerem 
Heizöl und 38 v. H.^) des Gesamtverbraudis an 
Kohle auf die Kraftwerke entfielen. 


1) 73 Millionen Tonnen. 

2) 106 Millionen Tonnen 


2. Folgerungen, die sich aus der Struktur der Pri- 
märenergieversorgung für die Elektrizitätser- 
zeugung in der Gemeinschaft ergeben 

Die Energieträger Wasserkraft, Erdwärme und abge- 
leitete Gase werden in Kraftwerken eingesetzt, die 
in der Nähe ihres Förderungs- oder Erzeugungsortes 
liegen; sie stellen damit eine ständige Versorgungs- 
möglichkeit ohne Notwendigkeit einer Vorratshal- 
tung dar. 

Zu dieser Gruppe von Primärenergiequellen kann 
auch die Braunkohle gezählt werden, da eine Vor- 
ratshaltung dieses Energieträgers aus technischen 
und wirtschaftlichen Gründen nicht in Betracht 
kommt. 

Aus diesen Gründen müßte die Vorratshaltung auf 
Erdölerzeugnisse, Steinkohle, Spaltstoffe und Erdgas 
ausgerichtet werden. 

Erdgas wird bei den Kraftwerken nicht gelagert, da 
eine solche Lagerung in gasförmigem oder flüssigem 
Zustand sehr hohe Investitionen erfordern würde. 
Außerdem wird dieser Brennstoff, soweit er aus 
Vorkommen aus dem Gemeinschaftsraum stammt, 
ausschließlich in Gasrohrleitungen transportiert; die 
Transportsicherheit ist somit relativ hoch. Wegen 
der Schwierigkeiten der Lagerung und in Anbetracht 
der ständigen Verbindung zwischen den Produk- 
tions- und Verbrauchsstätten können die Erdgasvor- 
kommen als kraftwerkseigene Vorräte betrachtet 
werden, sofern die Lieferung der notwendigen Men- 
gen garantiert ist. 

Die Kernkraftwerke haben ihrer ganzen Struktur 
nach in der Regel Brennstoffvorräte, die bei weitem 
über den in Betracht gezogenen Zeitraum (vgl. Ziffer 
3) hinausreichen. 

Die Vorratshaltung würde daher in erster Linie Erd- 
ölerzeugnisse und Steinkohle betreffen. 

3. Bei den Wärmekraftwerken zu lagernde Brenn- 
stoffmengen 

Die bei den Kraftwerken zu lagernden Brennstoff- 
vorräte müssen ausreichen, um eine Versorgungs- 
krise, insbesondere auf dem Erdölsektor, überbrük- 
ken zu können. Bei der Festlegung dieser Mengen 
muß ein Kompromiß zwischen Sicherheitsüberlegun- 
gen und v/irtschaftlich tragbaren Kosten gefunden 
werden. In diesem Zusammenhang sind auch be- 
stimmte technische Probleme und Umweltfragen zu 
beachten. 

Unter diesen Umständen müssen die von den Elek- 
trizitätserzeugern zu haltenden Brennstoffvorräte 
jederzeit eine Fortsetzung der voraussichtlichen 
Elektrizitätslieferungen für eine Dauer von 50 Ta- 
gen erlauben. 

Wenn solche Vorräte für den Fall einer Unter- 
brechung der Erdölversorgung auch relativ begrenzt 
erscheinen, so dürften sie doch ausreichend sein, 
wenn man berücksichtigt, daß die Erdölimporteure 
verpflichtet sind, ihrerseits Erdölvorräte für drei 
Monate zu halten (s. Richtlinie des Rates vom 19. 
Dezember 1972). 
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4. Ort der Vorratshaltung 

In der Regel müßten die Vorräte bei den Kraftwer- 
ken gehalten werden. Verfügt ein Elektrizitätser- 
zeuger über mehrere Kraftwerke, so kann er ent- 
scheiden, wie er die Vorräte auf die einzelnen Kraft- 
werke aufteilt, sofern die voraussichtliche Elektri- 
zitätslieferung während der in Ziffer 3 vorgesehe- 
nen Zeitspanne gesichert bleibt. Ein Vorratsaus- 
gleich zwischen Kraftwerken verschiedener Elektri- 
zitätserzeuger kann in Betracht gezogen werden. 

5. Elektrizitätserzeuger, die von der Vorratshal- 
tungspflicht betroffen sind 

Der Bedarf an elektrischer Energie in der erweiter- 
ten Gemeinschaft wird zu etwa 80 v. H. von öffent- 
lichen Kraftwerken und zum restlichen Teil von 
Eigenanlagen der Industrie gedeckt. Die öffentlichen 
Kraftwerke liefern ihre Erzeugung an die drei Ver- 
brauchssektoren Industrie, Verkehr und Haushalte, 
während die Industriekraftwerke ausschließlich oder 
teilweise für den Eigenbedarf erzeugen, in der Regel 
aber auch an das öffentliche Netz angeschlossen 
sind, über das sie einen Austausch unterhalten. Die 
enge Verflechtung zwischen öffentlicher Elektrizi- 


tätserzeugung und Eigenerzeugung wie auch die 
Notwendigkeit einer gesicherten Brennstoffversor- 
gung der Eigenerzeuger und die Konsequenzen, die 
ein Ausfall dieser Versorgung für die Elektrizitäts- 
nachfrage bei den öffentlichen Versorgungsbetrie- 
ben haben könnte, lassen eine Einbeziehung beider 
Erzeugergruppen in das Vorratshaltungssystem not- 
wendig erscheinen. 

6. Durchführung und Überwachung der Vorratshal- 
tungsregelung 

Die Anlage von Vorräten müßte so rasch wie mög- 
lich und spätestens bis 1. Januar 1976 verwirklicht 
werden. Um die Durchführung dieser Maßnahme zu 
gewährleisten, müßten die Mitgliedstaaten eine 
: Uberwachungsregelung einführen. Aus Gründen der 
i leichteren Durchführbarkeit könnte bestimmt wer- 
den, daß nur Kraftwerke mit einer installierten Lei- 
stung von mindestens 100 MW einer regelmäßigen 
Überwachung der Vorräte unterliegen. Bei einem 
Vorratsausgleich zwischen Kraftwerken eines oder 
mehrerer Erzeuger müßten diese den Nachweis er- 
bringen, daß das in Ziffer 3 genannte Ziel erreicht 
werden kann. 
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